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Entschließungsantrag 

der Abgeordneten Lorenz Gösta Beutin, Dr. Gesine Lötzsch, Heidrun Bluhm, 
Hubertus Zdebel, Ralph Lenkert und der Fraktion DIE LINKE. 

zu der dritten Beratung des Gesetzentwurfs der Bundesregierung  

– Drucksachen 19/1700, 19/1701, 19/2423, 19/2425, 19/2426 – 

Entwurf eines Gesetzes  
über die Feststellung des Bundeshaushaltsplans für das Haushaltsjahr 2018  
(Haushaltsgesetz 2018) 

hier: Einzelplan 60 

Allgemeine Finanzverwaltung 

Der Bundestag wolle beschließen: 

I. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Das UN-Klimaabkommen von Paris verlangt von allen Staaten zusätzliche Anstren-
gungen, um die Erderwärmung auf ein erträgliches Maß zu begrenzen. Mit rund 300 
Mio. Tonnen Kohlendioxid verursacht der Gebäudesektor in Deutschland rund ein 
Drittel der deutschen Treibhausgasemissionen, die bis zum Jahr 2050 um 95 Prozent 
reduziert werden sollen. Zum Schutz der Erdatmosphäre gibt es zur Klimasanierung 
der Häuser folglich keine Alternative. Ein ökologisch zielführendes Vorgehen birgt 
aber enormen sozialen Sprengstoff: Energetische Sanierungen sind teuer, und nicht 
selten liegt die Einsparung an Heizkosten im Anschluss niedriger als die auf die Miete 
umgelegten Sanierungskosten. Die so genannte Warmmietenneutralität des Eingriffs 
wird dann verfehlt. Ähnliche Probleme können bei selbst genutztem Wohneigentum 
entstehen. Erschwerend kommt hinzu, dass manche Vermieterinnen oder Vermieter 
energetische Sanierung regelwidrig dazu nutzen, die Kosten von ohnehin fälligen In-
standsetzungen auf die Mieterinnen und Mieter umzulegen. Manche nutzen den Pro-
zess gar dafür, Edelsanierungen durchzusetzen. Es ist daher Aufgabe der Politik, Rah-
menbedingungen, Kontrollmechanismen und Förderinstrumente zu schaffen, die eine 
kalte Vertreibung von Mieterinnen und Mietern verhindern. Die Nettokosten von ener-
getischen Sanierungen müssen fair verteilt werden; einkommensschwache Bewohne-
rinnen und Bewohner sind besonders zu schützen. Dem Missbrauch des Umbaus für 
gesetzeswidrige Umlagen oder Luxussanierungen ist ein Riegel vorzuschieben. Nur 
wenn der ökologische Umbau hin zu einem klimaneutralen Gebäudebestand sozial 
flankiert wird, findet er Akzeptanz. 
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Wesentliche Rahmenbedingungen für die energetische Sanierung werden vom Bun-
deshaushalt gesetzt, denn hier werden die wesentlichen Förderinstrumente in Zahlen 
gegossen. Da der Klimaschutz eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe ist, muss der 
Bundesetat einen relevanten Beitrag dazu leisten. 

Der Entwurf des Haushaltsgesetzes 2018 sieht neben 1,77 Mrd. Euro kassenwirksamer 
Ausgaben für die energetische Gebäudesanierung direkt im Jahr 2018 Verpflichtungs-
ermächtigungen für nachfolgende Zeiträume mit einem Programmvolumen in Höhe 
von insgesamt 2 Mrd. Euro vor. Im Rahmen dieser Verpflichtungsermächtigungen 
können über die Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) an Hauseigentümer, Unterneh-
men, Kommunen oder soziale Einrichtungen Kreditermäßigungen bzw. Zuschüsse für 
Maßnahmen bereitgestellt werden, die eine energetische Gebäudesanierung zum Ziel 
haben, und die erst in den kommenden Jahren nach 2018 (zum Teil bis hin zum Jahr 
2039) kassenwirksam werden. Doch weder der kassenwirksame Ansatz für 2018 noch 
die vorgesehenen Verpflichtungsermächtigungen für die Folgejahre sind ausreichend, 
um die energetische Sanierung entsprechend den deutschen Klimaschutzzielen voran-
zutreiben und sie zugleich sozial abzusichern. Verschiedene Studien halten eine För-
derung von mindestens 5 Mrd. Euro pro Jahr für erforderlich, wenn die angestrebte 
und dringend notwendige Verdopplung der energetischen Sanierungsrate auf 2 bis 3 
Prozent jährlich sozialverträglich ablaufen soll. Ansonsten könnte die Klimasanierung 
in vielen Fällen zu einer Explosion von Mieten und Kosten für selbstgenutztes Wohn-
eigentum führen. Dies wäre nicht nur ungerecht, es würde auch die Akzeptanz der 
Energiewende gefährden. Insofern ist die Absenkung der Mittel für die Gebäudesan-
ierung im zweiten Regierungsentwurf (BT-Drs. 19/1700) gegenüber dem ersten (BT-
Drs. 18/3000) ein Angriff auf eine soziale Ausgestaltung der Energiewende im Wär-
mebereich. Die Ansätze wurden bei den 2018 kassenwirksamen Ansätzen zwar um 
146 Mio. Euro angehoben, dafür wurden jedoch zugleich die Verpflichtungsermächti-
gungen für die Folgejahre um 420 Mio. Euro abgesenkt. 

In Frage steht auch das Verhältnis der für die Gebäudesanierung relevanten Titel-Blö-
cke im EKF zueinander. So ist das Programm „Maßnahmen zur energetischen Stadt-
sanierung“ potentiell dafür geeignet, quartiersbezogene Sanierungskonzepte in wegen 
geringer Einkommen sozial besonders sensiblen und gleichzeitig oft wenig sanierten 
Stadtteilen zu erarbeiten und umzusetzen. Gerade in solchen Quartieren drohen ohne 
staatliche Unterstützung infolge der Kostenumlage energetischer Sanierungen für 
überdurchschnittlich vielen Mieterinnen und Mietern kalte Vertreibungen oder erheb-
liche Einbußen für ihr frei verfügbares Einkommen. Dagegen sind die anderen KfW-
Gebäudesanierungsprogramme eher „Gießkannenprogramme“, welche aus sozialer 
Sicht wenig zielgruppengerichtet sind. Die geplanten Mittel für das deutlich zielge-
nauere Programm „energetische Stadtsanierung“ betragen jedoch nur 0,9 Prozent jener 
Mittel, die im EKF insgesamt für die Gebäudesanierung der kommenden Jahre vorge-
sehen sind. Diese Aufteilung muss zu Gunsten der energetischen Stadtsanierung deut-
lich verändert werden. Dabei ist der Titel so weiterzuentwickeln, dass er mögliche 
Verdrängungseffekte infolge energetischer Sanierungen effektiv bekämpfen bzw. 
weitgehend abmildern kann.  

Hierzu bietet es sich an, an die vielfach positiven Erfahrungen anzuknüpfen, die aus 
den Sozialplanverfahren des Programms zur Förderung städtebaulicher Maßnahmen 
in den alten und neuen Ländern gesammelt wurden, welches in den 90er Jahren aufge-
legt wurde und im Jahr 2012 auslief. Im Rahmen dieses Programms wurden hundert-
tausende Wohnungen mit Substandard (Außen-WC, Kohleofen usw.) umfassend und 
sozialverträglich saniert und in einen allgemeinüblichen zeitgemäßen Standard (Innen-
WC, Bad, moderne Heizung) versetzt.  

Die Durchführung von Sanierungsmaßnahmen mit energetischer Zielsetzung in be-
wohnten Wohnungen muss heute entsprechend der damaligen Praxis durch ein Sozi-
alplanverfahren gemäß § 180 BauGB (Sozialplan und Härteausgleich) begleitet wer-
den, welches u. a. Aufwandsentschädigungen für Mieterinnen und Mieter sowie das 
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Angebot einer eigentümerunabhängigen Mieterberatung für die von der Sanierung be-
troffenen Mieterinnen und Mieter vorsieht. Diese unabhängige und für die Mieterinnen 
und Mieter kostenfreie Beratung hatte seinerzeit u. a. die Rechtmäßigkeit und Qualität 
der durchgeführten Maßnahmen im Blick.  

Die Berater hatten darüber hinaus für den Zeitraum der Vorbereitung, Durchführung 
und Nachbereitung der Sanierungen eine Mittlerfunktion zwischen den Hauseigentü-
mern und den Mieterinnen und Mietern. Diese Funktionen sollten sie heute ebenfalls 
ausüben und dabei unabhängige und qualifizierte Energieberater einbeziehen. Dabei 
soll die Energieberatung eine fachgerechte und kostengünstige energetische Sanierung 
sowie eine energiesparende Nutzung der sanierten Wohnungen zum Ziel haben. Dem-
entsprechend ist es sinnvoll, diese Beratungen sowohl für Hauseigentümer als auch für 
Mieterinnen und Mieter verpflichtend zu machen. 

Innerhalb der KfW-Gebäudesanierungsprogramme muss das Verhältnis von Zu-
schussprogrammen zu Kreditprogrammen zu Gunsten der Zuschussprogramme verän-
dert werden. Denn das mittlerweile seit Jahren niedrige Zinsniveau macht Kreditpro-
gramme unattraktiver.  

Neben den Förderprogrammen würde eine steuerliche Förderung energetischer Sanie-
rungen eine reformierte KfW-Förderung sinnvoll ergänzen. Sie erreicht Eigentümer, 
die sich für KfW-Programme nicht interessieren, wohl aber für ihre Steuererklärung. 
Steuerberater werden so zu „Sanierungsberatern“, kaum eine öffentliche Werbemaß-
nahme könnte dies leisten. Eine solche Förderung darf aber nicht dazu führen, dass 
hohe Einkommen bei dieser Art der Förderung bessergestellt werden als niedrigere 
Einkommen. Darum ist sie so auszugestalten, dass im Falle energetischer Sanierungen 
durch einen angemessenen Betrag die Steuerschuld bei der Einkommensteuer gemil-
dert wird, nicht aber die Bemessungsgrundlage für diese Steuer. 

Im Falle von energetischen Sanierungen soll betroffenen Mieterinnen und Mietern 
künftig ein „Recht auf Förderung“ zustehen. Das bedeutet, dass sie als Gegenleistung 
zur Duldungspflicht energetischer Sanierungen vom Hauseigentümer verlangen kön-
nen, dass dieser bestehende Förderangebote in Anspruch nimmt. Gleichzeitig ist zu 
gewährleisten, dass finanzielle Vorteile aus den Förderungen zu einer Minderung jener 
Umlage auf die Kaltmiete führen, die infolge der energetischen Sanierung möglich ist. 

Immer mehr Mieterinnen und Mieter sind aufgrund von Mietsteigerungen (auch) in-
folge energetischer Sanierungen von Verdrängung oder Energiearmut bedroht bzw. 
betroffen. Darum muss u. a. das Wohngeld reformiert werden. Heizkosten müssen im 
Wohngeld Berücksichtigung finden, das Wohngeld muss auf die Bruttowarmmiete be-
zogen werden. Daran sind die Haushaltszuweisungen des Bundes an die Länder und 
Kommunen für Wohngeldleistungen auszurichten. Die erst 2009 eingeführte Heizkos-
tenkomponente wurde von der Bundesregierung 2011 mit der Begründung ersatzlos 
gestrichen, die Energiekosten seien zwischenzeitlich gesunken. Tatsächlich liegen sie 
heute vielfach deutlich über den Kosten, die 2008 zur Einführung der Heizkostenkom-
ponente führten. Die wieder einzuführenden Heizkostenzuschüsse für Wohngeldbe-
zieher sollen künftig nicht nur Heizkostensteigerungen abfangen, welche seit 2008 an-
fielen, sondern auch die Anhebungen jener Warmmieten, welche aus energetischen 
Sanierungen resultieren. Entsprechend würde hier die sanierungsbedingte Anhebung 
einer Kaltmiete mit den sanierungsbedingten sinkenden Heizkosten verrechnet wer-
den.  

Bei den bestehenden Grundsicherungen sind angemessene Wohnkosten zu ersetzen. 
Heizkosten sind in Höhe der tatsächlichen Aufwendungen zu finanzieren, ohne sie zu 
deckeln. Unwirtschaftlichem Verhalten ist vielmehr durch Beratung zu entgegnen. In 
den Verhandlungen über die Neuordnung der Finanzbeziehungen zwischen dem Bund 
und den Ländern muss eine Regelung gefunden werden, wonach der Bund den Län-
dern die Nettoausgaben, die den zuständigen Trägern für die Kosten der Unterkunft 
entstehen, komplett erstattet. 
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Die energetische Modernisierung der Gebäude muss im Übrigen jenseits haushaltsre-
levanter Maßnahmen durch Reformen im Mietrecht unterstützt werden. Umlagen we-
gen energetischer Sanierungen müssen mittelfristig erfolgs- statt kostenabhängig ge-
staltet werden, der Missbrauch solcher Sanierungen (Edelsanierungen, unnötige Maß-
nahmen, falsche Kostenzuordnung etc.) ist zu verhindern. Ferner sind ordnungsrecht-
liche Vorgaben für Sanierungsziele notwendig, die in Form eines Stufenplans flexibel 
zu erreichende aber verbindliche energetische Standards vorschreiben. 

II. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 

1. die kassenwirksamen Mittel für die energetische Gebäudesanierung im EKF für 
den Soll-Ansatz 2018 von 1 378 861  T€ auf insgesamt 2 Mrd. Euro anzuheben, 
und zwar im Einzelnen 

− in Titel 661 07 (Förderung von Maßnahmen zur energetischen Gebäudesan-
ierung „CO2-Gebäudesanierungsprogramm“, KfW) von 1 093 531 T€ auf 
1 400 000 T€, 

− in Titel 891 01 (Zuschüsse an Privateigentümer zur Förderung von Maßnah-
men zur energetischen Gebäudesanierung „CO2-Gebäudesanierungspro-
gramm“, KfW) von 269 000 T€ auf 400 000 T€, 

− in Titel 661 01 (Förderung von Maßnahmen zur energetischen Stadtsanie-
rung, KfW) von 16 330 T€ auf 200 000 T€.  

Der Zuschuss aus dem Bundeshaushalt an den EKF zum Defizitausgleich ist ent-
sprechend anzupassen; 

2. die Mittel für die Verpflichtungsermächtigungen im EKF für die energetische 
Gebäudesanierung für den Zeitraum ab 2019, die im Haushaltsentwurf mit einem 
Programmvolumen in Höhe von insgesamt 2 Mrd. Euro – verteilt über mehrere 
Jahre – angesetzt sind, auf 5 Mrd. Euro pro Jahr anzuheben, d. h. konkret  

− in Titel 661 07 (Förderung von Maßnahmen zur energetischen Gebäude-
sanierung „CO2-Gebäudesanierungsprogramm“, KfW) auf 2 500 000 T€ pro 
Jahr, 

− in Titel 891 01 (Zuschüsse an Privateigentümer zur Förderung von Maßnah-
men zur energetischen Gebäudesanierung „CO2-Gebäudesanierungspro-
gramm“, KfW) auf 500 000 T€ pro Jahr, 

− in Titel 661 01 (Förderung von Maßnahmen zur energetischen Stadtsanie-
rung, KfW) auf 2 000 000 T€ pro Jahr; 

3. die Durchführung der KfW-Programme zur Förderung von Maßnahmen zur ener-
getischen Stadtsanierung (Kapitel 6092, Titel 661 01) neben den gegenwärtigen 
Schwerpunkten künftig auch an dem Programm zur Förderung städtebaulicher 
Maßnahmen in den alten und neuen Ländern zu orientieren, welches 2012 auslief. 
Insbesondere soll die Durchführung von Sanierungsmaßnahmen mit energeti-
scher Zielsetzung in bewohnten Wohnungen durch ein Sozialplanverfahren ge-
mäß § 180 BauGB (Sozialplan und Härteausgleich) begleitet werden, welches 
u. a. Aufwandsentschädigungen für Mieterinnen und Mieter sowie das Angebot 
einer eigentümerunabhängigen Mieterberatung für die von der Sanierung be-
troffenen Mieterinnen und Mieter vorsieht. Diese Beratung ist um eine verpflich-
tend wahrzunehmende unabhängige und qualifizierte Energieberatung für den 
Hauseigentümer sowie für Mieterinnen und Mieter zu ergänzen, damit die ener-
getischen Sanierungsziele kostengünstig und sicher erreicht werden; 

4. jene KfW-Programme zur energetischen Gebäudesanierung, die allein auf Kre-
ditverbilligungen basieren, auf Zuschüsse bzw. auf ein System aus Zinsverbilli-
gung plus Zuschüssen so umzustellen, dass sie trotz allgemein niedrigen Zinsni-
veaus attraktiv bleiben und somit energetische Sanierungen dauerhaft angereizt 
werden; 
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5. mit den Ländern erneut Verhandlungen aufzunehmen, um ab Januar 2018 eine 
steuerliche Förderung der energetischen Gebäudesanierung mit einem Fördervo-
lumen von 1 Mrd. Euro pro Jahr einzuführen, bei der ein Teil der Sanierungskos-
ten von der Steuerschuld abziehbar ist; 

6. im Falle von energetischen Sanierungen deren Duldungspflicht durch die be-
troffenen Mieterinnen und Mieter künftig an ein „Recht auf Förderung“ zu knüp-
fen. Mieterinnen und Mieter müssen vom Hauseigentümer verlangen können, 
dass dieser bestehende Förderangebote in Anspruch nimmt. Durch gesetzliche 
Regelungen ist gleichzeitig zu gewährleisten, dass innerhalb der energetischen 
Gebäudesanierung finanzielle Vorteile durch Förderprogramme oder steuerliche 
Förderungen bei den Mieterinnen und Mietern im Sinne der Gewährleistung einer 
weitgehenden „Warmmietenneutralität“ der Eingriffe ankommen und nicht die 
Gewinne der Wohnungseigentümer erhöhen; 

7. das Wohngeld unverzüglich mit einer Heizkostenkomponente auszustatten, wel-
che nicht nur Heizkostensteigerungen abfängt, welche seit 2008 anfielen, sondern 
auch die Anhebungen jener Warmmieten, welche aus energetischen Sanierungen 
resultieren. Bei den bestehenden Grundsicherungen sind die Heiz- und Warm-
wasserkosten in Höhe der tatsächlichen Aufwendungen zu finanzieren. Entspre-
chende Mehrausgaben der Bundesländer bzw. Kommunen sind durch den Bun-
deshaushalt zu erstatten. Die Mehrausgaben für den Bundeshaushalt sind im 
Haushaltsgesetz 2018 zu berücksichtigen. 

Berlin, den 29. Juni 2018 

Dr. Sahra Wagenknecht, Dr. Dietmar Bartsch und Fraktion 

juris Lex QS
19052024 ()



juris Lex QS
19052024 ()



juris Lex QS
19052024 ()



Satz: Satzweiss.com Print, Web, Software GmbH, Mainzer Straße 116, 66121 Saarbrücken, www.satzweiss.com
Druck: Printsystem GmbH, Schafwäsche 1-3, 71296 Heimsheim, www.printsystem.de

Vertrieb: Bundesanzeiger Verlag GmbH, Postfach 10 05 34, 50445 Köln, Telefon (02 21) 97 66 83 40, Fax (02 21) 97 66 83 44, www.betrifft-gesetze.de 
ISSN 0722-8333

juris Lex QS
19052024 ()


